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 Kostenbeitragssatzung für die Benutzung der  
Kindertageseinrichtungen und die Inanspruchnahme vo n Tagespflege  

in der Stadt Haldensleben  
 
  

 Präambel 
Auf der Grundlage der §§ 6 Abs. 1 und 8 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBl. LSA 2009, S. 383), i.V. m. § 2 Abs. 1 und § 5 des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA 1996, S. 405), sowie § 90 Abs. 1 des Sozialgesetzbuches - Achtes Buch (SGB VIII) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. 2012, Teil I, S. 2022), i. V. m. §§ 3 und 13 des Gesetzes 
zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt 
(KiFöG) vom 05.03.2003 (GVBl. LSA 2003, Seite 48) i. V. mit dem Gesetz zur Änderung des Kinderförderungsge--
setzes und anderer Gesetze vom 23.01.2013 (GVBl. 2013 Seite 38), alle in der jeweils geltenden Fassung, hat der 
Stadtrat der Stadt Haldensleben in seiner Sitzung am 25.07.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
  

 § 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung regelt die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Benutzung von Kindertageseinrichtungen in der 
Stadt Haldensleben. Sie gilt auch für Tagespflegestellen in der Stadt Haldensleben. 
 
  

 § 2 
Entstehen der Kostenschuld 

 
 (1) Für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen oder der Tagespflegestellen ist ein Kostenbeitrag zu ent-

richten. 
 
 (2) Die Beitragsschuld entsteht mit der Bereitstellung des Platzes in einer Kindertageseinrichtung oder in einer 

Tagespflegestelle und endet mit dem Wirksamwerden der Abmeldung oder dem Ausschluss des Kindes 
aus der Einrichtung. 

 Beginn und Ende der Nutzung eines Einrichtungsplatzes kann zu jedem beliebigen Tag des Monats erfol-
gen. Die Kostenbeitragsschuld entsteht jedoch mit jedem begonnenen Monat in voller Höhe. 

 
(3) Bei einer längeren Abwesenheit des Kindes von mehr als 21 aufeinanderfolgenden Öffnungstagen der 

Kindertageseinrichtung wegen Krankheit oder Kur kann die Stadt Haldensleben bzw. der freie Träger der 
Kindertageseinrichtung auf schriftlichen Antrag und bei Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung eine 
Ermäßigung um 50 % des Kostenbeitrages gewähren. Eine Kostenbeitragsermäßigung für Geschwister-
kinder ist auf dieser Basis ausgeschlossen. 



 
 (4) Die Regelungen in den Absätzen 1 bis 3 finden auf Gastkinder die eine Kindertageseinrichtung für einige Ta-

ge im Jahr besuchen entsprechende Anwendung. 
 
 (5) Die Kostenbeiträge beinhalten nicht die Aufwendungen für die Verpflegung. Diese sind gesondert nach ent-

sprechender Vereinbarung an den jeweiligen Speiseanbieter zu entrichten. 
 
  

 § 3 
Kostenbeiträge 

 
 (1) Kostenbeitragsschuldner sind Erziehungs- und Sorgeberechtigte des Kindes, im Folgenden Eltern genannt, 

das eine Kindertageseinrichtung oder eine Tagespflegestelle besucht. Mehrere Kostenschuldner sind Ge-
samtschuldner. 

 
 (2) Die Höhe des Kostenbeitrages für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer Kindertageseinrichtung oder 

in Tagespflege bemisst sich nach der Betreuungsart und dem zeitlichen Betreuungsumfang gemäß der Anla-
ge dieser Satzung. 

 
 (3) Gegen Nachweis der Betreuung weiterer Kinder bis zum Beginn der Schulpflicht und gegen Vorlage des Be-

scheides über den Bezug von Kindergeld erhalten Eltern, die gleichzeitig zwei und mehr Kinder in einer Kin-
dertageseinrichtung oder in Tagespflege fördern und betreuen lassen,  

           eine Ermäßigung des Kostenbeitrages. 
 
           Für das zweite Kind beträgt der Kostenbeitrag 60 % des Beitrages, der für das erste Kind zu  
           zahlen ist. Sofern die Betreuungsstunden der Kinder verschieden sind, ist für die Berechnung des  
           Beitrages des ersten Kindes die höhere Stundenzahl maßgeblich. 
 
           Das dritte Kind und jedes folgende Kind ist beitragsbefreit. 
  

Schulkinder bleiben bei der Ermäßigung unberücksichtigt. 
 
Die Unterlagen zur Ermäßigung des Kostenbeitrages sind spätestens bis zum 5. Dezember für das    
laufende Kalenderjahr bei der Stadt Haldensleben, Amt für Bildung, Kultur, Soziales, Jugend und  
Sport, Markt 20-22, 39340 Haldensleben einzureichen. 
 
Die Eltern sind verpflichtet, den Wegfall der Voraussetzungen für eine Ermäßigung des Kosten- 
beitrages der Stadt Haldensleben, Amt für Bildung, Kultur, Soziales, Jugend und Sport,  
Markt 20-22, 39340 Haldensleben unverzüglich anzuzeigen. 
 
Sofern Kinder in Einrichtungen freier Träger betreut werden, haben die Eltern die Unterlagen zur       

Ermäßigung sowie den Wegfall der Voraussetzungen für eine Ermäßigung gegenüber dem jeweiligen    Träger einzu-
reichen bzw. zu erklären. 

 
Unberechtigt empfangene Ermäßigungen sind unverzüglich zurückzuzahlen. 

 
 (4) Wird die vertraglich vereinbarte Betreuungszeit 3 x im Monat überzogen, ist rückwirkend für den  
            Monat der dementsprechend höhere Kostenbeitrag zu zahlen. 
            Zum Kostenbeitrag wird ein zusätzlicher Beitrag in Höhe von 100,00 Euro pro Monat erhoben. Eine Kosten-

beitragsermäßigung nach § 2 Absatz 3 dieser Satzung ist dafür ausgeschlossen. 
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§ 4 
Fälligkeit, Zahlung, Verzug 

 
 (1) Der Kostenbeitrag wird als Monatsbeitrag erhoben und ist zum Ersten eines jeden Monats im Voraus an 

die Stadt Haldensleben bzw. beim freien Träger der Kindertageseinrichtung zu entrichten. 
 
 (2) Die Zahlung des Kostenbeitrages erfolgt durch Überweisung oder per Einzugsermächtigung. Eine Zah-

lung des Kostenbeitrages direkt in der Kindertageseinrichtung bzw. der Tagespflegestelle ist nicht  
 zulässig. 
 
 (3) Wenn die Zahlung des Kostenbeitrages für 2 Monate nicht bzw. nicht in voller Höhe erfolgt ist, kann das 

Kind, für das die Beitragsschuld eingetreten ist, von der Nutzung der Kindertageseinrichtung in der Stadt 
Haldensleben ausgeschlossen werden. 

 
  

 § 5 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 (1) Nach § 6 Abs. 7 GO LSA handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Wegfall der Vor-

aussetzungen für eine Ermäßigung des Kostenbeitrages gemäß § 3 (3) dieser Satzung nicht unverzüg-
lich mitteilt und die zu Unrecht gewährten Ermäßigungen nicht unverzüglich erstattet. 
 

 (2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 2.500,00 Euro geahndet werden. 
 
  

 § 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Ausnahme des § 3 Abs. 3 am 01. August 2013 in Kraft. 
Der § 3 Abs. 3 dieser Satzung tritt am 01. Januar 2014 in Kraft. 
 
  
  
  
Haldensleben, den 26.07.2013 
 
  
  

  
  
 
 
 

E i c h l e r 
Bürgermeister 
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Anlage zur Kostenbeitragssatzung für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen  
und die Inanspruchnahme von Tagespflege in der Stad t Haldensleben  
Der monatliche Kostenbeitrag für die Nutzung einer Kindertagesstätte bzw. die Inanspruchnahme einer Tages-
pflegestelle beträgt ab dem 01.08.2013 
 
  für Kinder bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres  
 
  für die Betreuung in der Regelöffnungszeit von 06.00-17.00 Uhr 
 
  bis 11 Stunden tägliche Betreuungszeit       16,50 €/Monat 
 pro Stunde             
 
  für die Betreuung außerhalb der Regelöffnungszeit 
 
  für 1 Stunde tägliche Betreuungszeit       30,00 €/Monat 
 
  
  für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zu r Schulpflicht  
 
  für die Betreuung in der Regelöffnungszeit von 06.00 - 17.00 Uhr 
 
  bis 11 Stunden tägliche Betreuungszeit       15,50 €/Monat 

pro Stunde        
 
  für die Betreuung außerhalb der Regelöffnungszeit 
 
  für 1 Stunde tägliche Betreuungszeit              30,00 €/Monat 
 
  Schulpflichtige Kinder bis zur Vollendung des 14. L ebensjahres  
 
  für die Betreuung in der Regelöffnungszeit ab 06.00 bis Schulbeginn und ab dem Schulschluss 
 bis 17.00 Uhr 
 
  für 1 Stunde tägliche Betreuungszeit       13,00 €/Monat 
 
  für die Betreuung außerhalb der Regelöffnungszeit 
 
  für 1 Stunde tägliche Betreuungszeit       30,00 €/Monat 
 
  für die Betreuung in den Ferien 
 
  zuzüglich für 1 Stunde tägliche Betreuungszeit  
 je angefangener Woche 

in der Regelöffnungszeit                      5,00 €  
 
 
Eine Aufsplittung nach Ferientagen ist nicht möglich. In den Ferienzeiten wird von einer Mindestbetreuungszeit 
von 5 Stunden täglich ausgegangen. 
Für die von der Schule festgelegten beweglichen Ferientage besteht ein Ganztagsbetreuungsanspruch im Sinne 
des KiFöG § 3 Abs. 3 Satz 2. 
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 Landesamt für Vermessung und  
Geoinformation Sachsen-Anhalt 
Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses der Stadt Haldensleben  
Verf. Nr.: V10-24/2009  
 
Bekanntmachung 

der Unanfechtbarkeit des Beschlusses über die 
vereinfachte Umlegung nach Baugesetzbuch 

 
Der durch den Umlegungsausschuss der Stadt Haldensleben am 25.06.2013 gefasste Beschluss über die verein-
fachte Umlegung nach dem Baugesetzbuch (BauGB) ist am 13.08.2013 unanfechtbar geworden. Von der Inkraft-
setzung sind folgende Flurstücke betroffen: 
 
Gemarkung: Haldensleben; Flur: 30 
 
 Alte Flurstücke: 1/54, 1/55, 1/58, 22/8, 81, 84, 85, 180, 181, 182 
 Neue Flurstücke: 181, 189, 190, 191, 192, 193, 194, 195, 196, 197, 198, 199, 208, 209 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird der bisherige Rechtszustand durch den im Beschluss vorgesehenen neuen 
Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der 
zugeteilten Grundstücke oder Grundstücksteile ein. 
 
Soweit sich aus dem Beschluss nichts anderes ergibt, geht das Eigentum an ausge-tauschten oder zugewiese-
nen Grundstücksteilen lastenfrei auf die neuen Eigentümer über. Ausgetauschte und zugewiesene Grundstücke 
und Grundstücksteile werden Bestandteil des Grundstücks, dem sie zugeteilt wurden. Die dinglichen Rechte an 
diesem Grundstück erstrecken sich auf die zugeteilten Grundstücke und Grundstücksteile. 
 
Mit der Bekanntmachung werden die Geldleistungen fällig. 
 
Der Beschluss über die vereinfachte Umlegung kann bis zur Berichtigung des Grundbuches im Landesamt für 
Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt, Otto-von-Guericke-Str. 15, 39104 Magdeburg, von jedem ein-
gesehen werden, der ein berechtigtes Interesse darlegt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats, vom Tage nach der Be-kanntgabe an gerechnet, 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich beim Landesamt für Vermessung und Geoinformati-
on Sachsen-Anhalt, Otto-von-Guericke-Str. 15, 39104 Magdeburg einzulegen oder dort zur Niederschrift zu erklä-
ren. Der Widerspruch soll einen bestimmten Antrag enthalten. Zur Begründung dienende Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben werden. 
 
Haldensleben, d. 14.8.2013 
 

 
 

Ulf von Hassel 
Der Vorsitzende des Umlegungsausschusses der Stadt Haldensleben  
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für die Wahl zum Deutschen Bundestag  

am 22. September 2013 
 

Das Wählerverzeichnis  zur Bundestagswahl für die Stadt Haldensleben wird in der Zeit vom 02.09.2013 bis 
06.09.2013 während der allgemeinen Öffnungszeiten  

 
 

  Montag, Mittwoch und Freitag von 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr 
  Dienstag und Donnerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr 
   
 im Bürgerbüro der Stadt Haldensleben, Markt 20 – 22, 39340 Haldensleben (barrierefrei) 
 
 

 für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahl-
berechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hin-
sichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 
des Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 

 

 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich.  

 

 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge tragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 02.09.2013 bis 

06.09.2013, spätestens am 06.09.2013 bis 15.00 Uhr,  bei der Stadt Haldensleben, Markt 20 – 22, 39340 
Haldensleben Einspruch  einlegen. 

 

 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 01.09.2013 

eine Wahlbenachrichtigung . 
 

 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben 
kann. 

 

 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 67 Börde-Jerichower Land 
 

   durch Stimmabgabe  in einem beliebigen Wahlraum  (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
   ode r  
   durch Briefwahl   
 

  teilnehmen. 
 
 

Bekanntmachung  

der Stadt Haldensleben  
über das Recht auf Einsicht in das  

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheine n 
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 5. Einen Wahlschein  erhält auf Antrag 
 

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener  Wahlberechtigter, 
 

5.2 ein nicht  in das Wählerverzeichnis eingetragener  Wahlberechtigter, 
 

 a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerver-
zeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 01.09.2013 oder die Einspruchsfrist ge-
gen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 06.09.2013) versäumt 
hat, 

 b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach  § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden 
ist, 

 c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
 Wahlscheine  können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 20.09.2013   

18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden.  
 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zu-
mutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt wer-
den. 

 

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm 
bis zum Tage vor  der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a) bis c) an-
gegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stel-
len. 

 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht  nachweisen, dass er 
dazu berechtigt ist.  

 

Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der Wahlberechtigte 

einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 

Wahlbriefumschlag und 
ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung 
zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person 
auszuweisen. 

 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die 
angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich 
von der Deutschen Post  unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen 
Stelle abgegeben werden. 

 
Haldensleben, den 08.08.13 
 

  

  

          E i c h l e r,Bürgermeister 


